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            Lehrerausbildung: Reformstart um ein Jahr verschoben
         
      

      
         
         
            Der Start der Reform der Lehrerausbildung wird nach breiter Kritik im Begutachtungsprozess um ein Jahr verschoben.
Der heute im Ministerrat beschlossene Gesetzesentwurf sieht für Volksschullehrerinnen und -lehrer nunmehr einen Start der neuen Struktur mit dreijährigem Bachelor- und zweijährigem Masterstudium erst ab 2025/26 vor, für Lehrpersonal der Sekundarstufe soll es 2026/27 losgehen. Unis und Pädagogische Hochschulen (PH) hatten wegen des straffen Zeitplans Qualitätseinbußen befürchtet.
Lehrerausbildung in Sekundarstufe ein Jahr kürzer
Derzeit dauert die Lehrerausbildung für die Primarstufe (v. a. Volksschule) vier Jahre Bachelor plus ein Jahr Master. Bei der Sekundarstufe (Mittelschule, AHS, BMHS) sind es vier Jahre Bachelor plus zwei Jahre Master, künftig soll es für diese Gruppe also ein Jahr weniger sein.
Mit der Reform werde eine der weltweit längsten Lehrerausbildungen verkürzt, so ÖVP-Bildungsminister Martin Polaschek. Die Verschiebung des Starttermins begründete Polaschek mit der Komplexität des Vorhabens: Immerhin müssten in der Sekundarstufe, wo die Ausbildung in Verbünden von Unis und PHs mehrerer Bundesländer organisiert ist, alle Institutionen gleichlautende Studienpläne entwickeln. In der Volksschule, wo jede PH einzeln die Curricula entwickelt, soll aber schon 2025/26 gestartet werden können.
NEOS sagte, dass die Verkürzung des Studiums den Lehrkräftemangel nicht lösen könne. Es brauche in der Schule vielmehr zeitgemäße Arbeitsbedingungen wie weniger Bürokratie und mehr Entwicklungsmöglichkeiten, hieß es in einer Aussendung. Lob für die Reform kam von der Industriellenvereinigung (IV).
Auch neue Regeln für Plagiate
Der im Ministerrat abgesegnete Entwurf für das Hochschulrechtspaket, der jetzt ins Parlament eingebracht wird, sieht laut Presseunterlage des Bildungsministeriums auch Neuerungen bei den Plagiatsregeln vor: Plagiate an sich sollen zwar auch weiterhin nicht verjähren, allerdings soll die Möglichkeit, einen akademischen Grad wegen eines Plagiats aufzuheben oder zu entziehen, verjähren können.
500 Masterstudienplätze für Psychotherapie
Ab 2026 soll es an den öffentlichen Unis eine Psychotherapieausbildung geben, die im Ministerrat beschlossene Novelle des Psychotherapiegesetzes sieht bis zu 500 Masterstudienplätze pro Jahr vor. Dadurch soll das Studium günstiger und das Therapieangebot ausgebaut werden.
Nach Kritik in der Begutachtungsphase soll der direkte Einstieg in den Master nun mehr Professionen offenstehen, außerdem sollen Praktika in Kliniken und Rehaeinrichtungen verpflichtend sein. In den aktuellen krisenhaften Zeiten sei der Bedarf an Psychotherapie deutlich gestiegen, sagte Gesundheitsminister Johannes Rauch (Grüne) im Foyer nach dem Ministerrat.
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            Steuern und Teuerung als Streitthemen im Nationalrat
         
      

      
         
         
            Kreuz und quer ist es heute zum Auftakt der Plenarwoche des Nationalrats in Sachen Steuern und Teuerung gegangen. Einig war sich die Opposition darin, dass die Regierung falsch auf die Inflation reagiert habe.
Die Ansätze von SPÖ, FPÖ und NEOS gingen dabei weit auseinander. Die Koalition wiederum ging in Sachen Erbschaftssteuer bzw. Kapitalertragsteuer (KESt) unterschiedliche Wege.
Das Thema Steuern hatte NEOS für die Aktuelle Stunde vorgegeben. Klubobfrau Beate Meinl-Reisinger sagte, dass die Koalition hinter ihren selbst gesteckten Zielen bleibe. Von Finanzminister Magnus Brunner (ÖVP) verlangte sie eine deutliche Senkung der Lohnnebenkosten, damit mehr „Netto vom Brutto“ bleibe.
Das missfiel vor allem der SPÖ. SPÖ-Mandatarin Julia Herr forderte staatliche Eingriffe, etwa durch einen Mietpreisstopp. Die FPÖ schlug sich auf die Seite von NEOS, was die Lohnnebenkosten angeht. „Selbstverständlich“ wolle die FPÖ diese senken, so Ex-Staatssekretär Hubert Fuchs.
Grüne gegen ÖVP-Vorschlag zu KESt-Befreiung
Brunner ließ die Angriffe der Opposition ebenso an sich abperlen wie später der grüne Budgetsprecher Jakob Schwarz. Der Minister will indes eine Kapitalertragsteuerbefreiung nach „einer gewissen Behaltezeit“. Das wäre gut für die Vorsorge und würde den Kapitalmarkt stärken, so Brunner.
Mit diesem Wunsch ist der Finanzminister bisher beim Koalitionspartner ebenso abgeblitzt wie die Grünen mit ihrem Verlangen nach einer stärkeren Vermögensbesteuerung.
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            Salzburg-Wahl: Stadt rechnet mit bis zu 15.000 Wahlkarten
         
      

   








   
      
         
            Zahl der Asylanträge sinkt weiter
         
      

      
         
         
            Die Zahl der Asylanträge nimmt weiterhin ab. Im Februar wurden 2.183 entsprechende Ansuchen gestellt, 104 weniger als im Jänner, was einem Minus von 19 Prozent im Vergleich zum Februar 2023 entspricht. Zusammengezählt gab es in den ersten beiden Monaten 2.509 Anträge weniger als im Vergleichszeitraum des Vorjahres.
Auf der anderen Seite wurde heuer bisher in 3.277 Fällen Asyl gewährt. Dazu kommen 1.404-mal subsidiärer Schutz und 208 humanitäre Aufenthaltstitel. Während der Anteil der negativen Asylentscheide etwas höher lag als jener der positiven, war es beim subsidiären Schutz umgekehrt.
Unter den 849 „sonstigen Entscheidungen“ finden sich jene Personen, die zwar einen Asylantrag stellen, aber dann (illegalerweise) in ihre eigentlichen Zielländer weiterreisen.
Syrer und Afghanen größte Gruppen
Relativ hoch bleibt heuer der Anteil der Asylwerberinnen. Sie machen gut 44 Prozent der Antragstellenden aus. Im Vorjahr waren gesamt 76 Prozent der Asylsuchenden männlich. Was die Altersgruppen angeht, sind die 18- bis 35-Jährigen dominant. Ganze 61 Prozent der Asylsuchenden kommen aus Syrien, zehn Prozent – die zweitgrößte Gruppe – aus Afghanistan.
Stark belegt ist unverändert die Grundversorgung. Anfang März nahmen diese  76.277 Personen in Anspruch. 52 Prozent davon stammen aus der Ukraine.
Von den 2.037 Abschiebungen des Bundesamts für Fremdenwesen und Asyl erfolgten 893 Ausreisen eigenständig, 1.144 zwangsweise. Bei diesen Außerlandesbringungen waren 39 Prozent der Personen laut Innenministerium strafrechtlich verurteilt. Oft handelt es sich dabei allerdings um EU-Bürger und nicht um Asylwerber.
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            Gewessler: Deutschland erschwert Ausstieg aus russischem Gas
         
      

      
         
         
            Die deutsche Speicherumlage erschwert aus Sicht von Energieministerin Leonore Gewessler (Grüne) den geplanten Ausstieg Österreichs aus russischen Gaslieferungen.
Die Gebühr sei außerdem „nicht vereinbar mit EU-Recht“, sagte Gewessler gestern. Die Umlage ersetzt der Firma Trading Hub Europe, die für das deutsche Gasmarktmanagement zuständig ist, Kosten zur Sicherstellung der Versorgungssicherheit, etwa für den Einkauf.
Österreich bezieht noch immer fast sein gesamtes importiertes Gas aus Russland. Das hat vor allem mit einem bestehenden langfristigen Liefervertrag zu tun.
„Etwas, das uns das Leben schwerer macht“
Die Umlage betrifft nicht nur Unternehmen und Verbraucher in Deutschland, sondern auch Importeure in Nachbarländern, die Gas über deutsche Pipelines beziehen. Die Gebühr wurde im Herbst 2022 eingeführt und danach zweimal erhöht. Sie verteuere Gasimporte nach Österreich und erschwere die Diversifizierung der Herkunftsländer, sagte Gewessler.
Mit der Anhebung dieser Gebühr seien Einfuhren von nicht russischem Gas über Deutschland merkbar zurückgegangen. „Das ist etwas, das uns das Leben schwerer macht“, kritisierte sie.
EU-Energiekommissarin Kadri Simson hatte Anfang März nach dem jüngsten EU-Energieministerrat ebenfalls darauf hingewiesen, dass solche Maßnahmen von Einzelstaaten die breitere Streuung von europäischen Gasimporten gefährden könnten. Die Kommission steht eigenen Angaben zufolge diesbezüglich in Kontakt mit den deutschen Behörden.
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            Hongkong: China weist Kritik an „Sicherheitsgesetz“ zurück
         
      

      
         
         
            Die chinesische Regierung hat Kritik an der Einführung des neuen „Sicherheitsgesetzes“ in der Sonderverwaltungsregion Hongkong entschieden zurückgewiesen.
China bringe nachdrücklich seinen Unmut über die Diffamierung der Hongkonger Sicherheitsregelungen durch einzelne Länder und Institutionen zum Ausdruck, sagte Außenamtssprecher Lin Jian heute in Peking. Das Gesetz habe die Bedeutung eines Meilensteins in der Entwicklung des Prinzips ein Land, zwei Systeme.
Hongkong hatte zuvor im Schnellverfahren ein neues umstrittenes „Sicherheitsgesetz“ im Parlament verabschiedet. Damit erhalten die Behörden der einstigen britischen Kronkolonie etwa weitere Machtbefugnisse, um gegen kritische Stimmen vorzugehen. Es knüpft an das 2020 nach der Niederschlagung der Demokratiebewegung in Hongkong eingeführte „Sicherheitsgesetz“ an, mit dem Peking seinen Griff über die eigentlich autonom verwaltete Sonderverwaltungsregion verstärkte und viele bis dahin genossene Freiheiten der sieben Millionen Hongkonger bereits einschränkte.
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            Korruptionsvorwurf: Vietnams Präsident zurückgetreten
         
      

      
         
         
            Im Zuge von Korruptionsvorwürfen ist der vietnamesische Staatspräsident Vo Van Thuong von seinem Amt zurückgetreten. Das wurde heute nach einer Sondersitzung des Zentralkomitees der Kommunistischen Partei Vietnams (KPV) mitgeteilt.
Damit bekommt das Land bereits zum dritten Mal innerhalb von nur drei Jahren ein neues Staatsoberhaupt – eine ungewohnte Situation in dem Einparteienstaat, der sonst für seine politische Stabilität bekannt ist.
   
      
      



      
      
          
   Reuters/Richard A. Brooks




      
      
   

Die KPV bestätigte, dass Thuong nicht nur sein Präsidentenamt verliert, sondern auch seine Position im Politbüro, dem mächtigsten Gremium der Kommunistischen Partei.
Berichten zufolge soll ein Korruptionsskandal aus der Zeit von 2011 bis 2014 Hintergrund der Entscheidung sein. Damals war Thuong Parteisekretär der Provinz Quang Ngai. Details sind bisher nicht bekannt. Die Partei teilte aber mit: „Die Verstöße und Fehler von Vo Van Thuong haben zu einer schlechten öffentlichen Meinung geführt und den Ruf der Partei, des Staates und seiner Person geschädigt.“
Erst seit März 2023 im Amt
Der Politiker hatte das Präsidentenamt erst im März 2023 übernommen, nachdem sein Vorgänger Nguyen Xuan Phuc – der seit April 2021 im Amt war – ebenfalls wegen der Verwicklung in einen Korruptionsskandal abgesetzt worden war. Bei seinem Amtsantritt war Thuong der jüngste Präsident des Landes seit der Wiedervereinigung Vietnams im Jahr 1975.
Er galt auch als möglicher künftiger Anwärter auf das Amt des Generalsekretärs der KPV, das als mächtigster Posten im Land gilt. Voraussichtlich wird Thuongs bisherige Stellvertreterin Vo Thi Anh Xuan Interimspräsidentin.
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            Netanjahu besteht trotz US-Kritik auf Rafah-Offensive
         
      

      
         
         
            Israels Ministerpräsident Benjamin Netanjahu will sich dem Druck der USA widersetzen und hält an einer Bodenoffensive in der zurzeit mit Flüchtlingen überfüllten Stadt Rafah im Süden des Gazastreifens fest.
Er habe in seinem Telefonat mit US-Präsident Joe Biden diesem „unmissverständlich klargemacht“, dass Israel zur Zerschlagung der letzten Bataillone der islamistischen Hamas in Rafah entschlossen sei.
„Es gibt keine andere Möglichkeit, als auf dem Boden hineinzugehen“, sagte Netanjahu gestern vor dem Außen- und Verteidigungsausschuss des israelischen Parlaments, wie die Times of Israel berichtete.
Er hatte am Vortag in dem Gespräch mit Biden dessen Aufforderung zugestimmt, in den kommenden Tagen eine Delegation nach Washington zu schicken. Dort wollen die USA Medienberichten zufolge Alternativen zu einer Bodenoffensive aufzeigen.
Alternative Vorschläge aus USA
„Wir sagen nicht einfach: ‚Nein, das könnt ihr nicht tun.‘ Wir sagen, dass wir bereit sind, mit ihnen an praktikablen Alternativen zu arbeiten, die ihnen trotzdem helfen, ihre Ziele zu erreichen“, zitierte die Times of Israel heute Früh einen ranghohen US-Beamten.
Ein Ansatz könne sein, dass sich Israel statt einer Bodenoffensive darauf konzentriert, den Waffenschmuggel von Ägypten nach Gaza durch den Philadelphi-Korridor zu verhindern.
Auch das Nachrichtenportal Axios hatte zuvor unter Berufung auf US-Beamte über diese von Washington in Erwägung gezogene Option berichtet. Eine weitere Idee sei, eine Militäroperation in Rafah zu verschieben und sich auf die Stabilisierung der humanitären Lage im Norden des abgeriegelten Küstengebiets zu konzentrieren, berichtete das Nachrichtenportal. Dort droht nach Angaben der Vereinten Nationen eine Hungerkatastrophe.
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            GB: Russland täuscht Ukraine mit Jetnachbauten
         
      

      
         
         
            Russland will seine Kampfjets und Kriegsschiffe nach britischer Darstellung mit Hilfe von Nachbauten und anderer Täuschung vor ukrainischen Angriffen schützen.
„Die russischen Streitkräfte versuchen höchstwahrscheinlich, den Einsatz sogenannter Maskirowka-Techniken zu verstärken und zu verbessern, um die schweren Verluste der vergangenen zwei Jahre sowohl in der Schwarzmeer-Flotte als auch in den Luft- und Raumfahrtstreitkräften abzumildern“, so das britische Verteidigungsministerium heute.
Auf russischen Flugplätzen würden billige Nachbauten von Jets aufgestellt und Maschinen mit Reifen bedeckt, es gebe zudem Berichte über auf den Boden gemalte Flugzeugsilhouetten, hieß es in London weiter. Bug und Heck von Kriegsschiffen würden schwarz bemalt, um die Boote kleiner wirken zu lassen.
An den Kais würden Umrisse von den Schiffen aufs Pflaster gepinselt. Dazu zeigte das britische Ministerium eine Luftaufnahme eines vor Anker liegenden U-Boots im Hafen von Noworossijsk und daneben einer Silhouette.
Das britische Verteidigungsministerium veröffentlicht regelmäßig Informationen zum Kriegsverlauf. Moskau wirft London Desinformation vor.
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            Sperren in russischer Grenzregion wegen Angriffen
         
      

      
         
         
            Der Zugang zu mehreren Ortschaften in der russischen Grenzregion Belgorod soll russischen Angaben zufolge wegen des anhaltenden Beschusses von der ukrainischen Seite begrenzt werden.
Vor sechs Siedlungen würden aus Sicherheitsgründen mit heute Absperrposten der Polizei, Nationalgarde, des Grenzschutzes und der Verwaltung eingerichtet, kündigte der Gouverneur von Belgorod, Wjatscheslaw Gladkow an.
Es werde versucht, die Bewohner und Bewohnerinnen zu überzeugen, sich in Sicherheit zu bringen. „Ich habe mich persönlich davon überzeugt, dass zum heutigen Tag eine große Zahl an Einwohnern unter Beschuss bleibt. Das ist natürlich nicht hinnehmbar“, sagte er auf seinem Telegram-Kanal.

         

         
            red, ORF.at/Agenturen




            


            



         

      

   

   
      Meldung schließen
   






      

   





   
      Wirtschaft

      
         

   
      
         
            EZB denkt Zinswende im Juni an
         
      

      
         
         
            Die Europäische Zentralbank (EZB) deutet eine Zinswende an. Laut EZB-Präsidentin Christine Lagarde könnte schon im Juni über eine erste Leitzinssenkung entschieden werden.
Neben wichtigen Daten zur Lohnentwicklung würden dann auch neue Wirtschaftsprognosen der Notenbank vorliegen, sagte Lagarde heute in Frankfurt auf der Konferenz „The ECB and its Watchers“. Dann werde sich auch zeigen, „ob der von uns im März erwartete Inflationspfad weiterhin Bestand hat“.
Teuerungsrate in Österreich deutlich über Schnitt
Außerdem werde die EZB dann über ein längeres Zeitfenster verfügen, um zu beurteilen, ob die Inflationsdaten weitgehend mit den Projektionen im Einklang stehen. Sollten alle diese Faktoren entsprechend ausfallen, „können wir die Phase unseres geldpolitischen Zyklus einleiten, in der wir die Maßnahmen weniger restriktiv gestalten“, sagte Lagarde.
Wie der Zinssenkungskurs dann gestaltet wird, hängt laut der EZB-Chefin von den Wirtschaftsdaten ab. Die Teuerungsrate in der Euro-Zone war zuletzt im Februar auf 2,6 Prozent nach 2,8 Prozent im Jänner gesunken. Die EZB strebt 2,0 Prozent Inflation an.
In Österreich lag die Inflation im letzten Monat laut Statistik Austria bei 4,3 Prozent. Sie ist bereits länger deutlich höher als im Schnitt von EU und Euro-Zone.
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            Frankreich: 250 Millionen Euro Strafe für Google
         
      

      
         
         
            Frankreichs Wettbewerbsbehörde hat ein Bußgeld in Höhe von 250 Millionen Euro gegen Google verhängt. Der Internetriese habe sich nicht an verpflichtende Abmachungen mit französischen Verlagen und Agenturen zum Urheberrecht gehalten, hieß es heute in einer Mitteilung der Behörde. Der Konzern habe die Vorwürfe nicht bestritten.
Konkret kreidet die Behörde Google intransparente und unvollständige Kommunikation bei den Verhandlungen mit Verlagen und Presseagenturen über die Vergütung der Nutzung von Presseinhalten an. Auch soll der Konzern die indirekten Einnahmen durch die genutzten Presseinhalte zu niedrig geschätzt haben.
Auch Kritik an Google-KI
Verfehlungen sehen die Aufpasser zudem im Zusammenhang mit Googles KI-Software Gemini. Google habe die Verlage und Agenturen nicht über die Nutzung ihrer Inhalte durch die Software informiert. Außerdem hatten diese keine Möglichkeit, sich dagegen auszusprechen. Sie hätten lediglich eine Nutzung ihrer Inhalte durch sämtliche Google-Services ablehnen können.
Jahrelang hatten französische Verlage mit Google über das Urheberrecht gestritten. Dabei ging es darum, dass Google für die Onlinenutzung von Inhalten zahlen soll, die über Links und sehr kurze Auszüge hinausgehen.
Google hatte sich erst geweigert, solche Zahlungen zu leisten. Am Pariser Berufungsgericht hatte der Konzern dann im Herbst 2020 eine Niederlage kassiert. 2022 trafen der Konzern und Verlage eine Grundsatzeinigung.
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            Wien Energie kündigt Preissenkung an
         
      

   









   
      
         
            Bestandskunden bei Mobilfunkern drohen Preissteigerungen
         
      

   









   
      
         
            Ostregion: ÖBB-Fahrplanausdünnung endet nach Ostern
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            Vögel singen lauter wegen Menschenlärms
         
      

   









   
      
         
            Waldbrände prägen Tiroler Landschaft
         
      

   









   
      
         
            Bundesforste wollen mehr auf Artenvielfalt setzen
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            Mikutina visiert bei Eiskunstlauf-WM Topplatz an
         
      

   









   
      
         
            KAC-Gala und Salzburger Fehlstart in ICE-Halbfinale
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            Salzburg: Zwei Jahre Haft für Amokfahrer
         
      

   









   
      
         
            Nahe Grundlsee gefundene Leiche war vermisster Wiener
         
      

   








   
      
         
            Tanker vor Japan gekentert – acht Tote
         
      

      
         
         
            Ein südkoreanischer Chemietanker ist vor der Küste Japans bei hohem Wellengang gekentert. Acht der elf Besatzungsmitglieder wurden mittlerweile tot geborgen, ein weiteres lebend, wie der japanische Sender NHK heute unter Berufung auf die Küstenwache des Landes berichtete. Nach zwei weiteren Menschen werde noch gesucht.
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Das mit Acrylsäure beladene Schiff sei vor der westjapanischen Stadt Shimonoseki vor Anker gelegen, als es gekentert sei. Aufnahmen zeigten, wie das Schiff kieloben im Meer trieb. Zum Zeitpunkt des Unglücks habe es Warnungen wegen starken Windes und hohen Wellengangs gegeben, hieß es. Bei den insgesamt elf Besatzungsmitgliedern habe es sich um Indonesier, Südkoreaner und einen Chinesen gehandelt. Der Zustand der sechs Geretteten ist nicht bekannt.
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            China schickt wichtigen Satelliten für Mondmissionen ins All
         
      

      
         
         
            China hat einen für die kommenden Mondmissionen wichtigen Satelliten ins Weltall geschossen. Eine Trägerrakete vom Typ „Langer Marsch-8 Y“ hob mit dem Satelliten „Queqiao-2“ heute Früh (Ortszeit) vom Weltraumbahnhof auf der südchinesischen Insel Hainan ab, wie die amtliche Nachrichtenagentur Xinhua berichtete.
   
      
      



      
      
          
   Reuters/China Daily




      
      
   

Laut Chinas Raumfahrtagentur CNSA soll „Queqiao-2“ zur Kommunikation für die kommenden Vorhaben auf dem Mond dienen. 2019 hatte die Volksrepublik bereits die Sonde „Chang’e-4“ erfolgreich auf den Mond gebracht und dafür zuvor einen ersten „Queqiao“-Relaissatelliten ins All geschossen, über den das Raumfahrzeug später Bilder zur Erde übermittelte.
Verbindung zur Rückseite des Mondes
Der Relais- bzw. Verbindungsssatellit bildet ein Kommunikationsdreieck und ermöglicht, dass das Kontrollzentrum von der Erde aus auf die Rückseite des Mondes Signale senden kann. Noch im Frühling will China mit der „Chang’e-6“-Mission eine Sonde auf der Südseite des Mondes landen lassen, um dort Bodenproben zu nehmen.
„Queqiao-2“ soll bei diesem Unterfangen ebenfalls helfen, die Kommunikation auf der erdabgewandten Seite des Mondes zu gewährleisten. Bis 2030 will die regierende Kommunistische Partei die erste bemannte Mondmission der Volksrepublik, „Chang’e-8“, vollbracht haben.
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            Künstliche Intelligenz als Fußballtrainer
         
      

   







      

   





   
      Kultur

      
         

   
      
         
            Neues Banksy-Motiv in London mit Farbe beschmiert
         
      

      
         
         
            Ein neues Banksy-Motiv in London ist nur wenige Tage nach seinem Erscheinen beschmiert worden. Das grüne Werk des mysteriösen Street-Art-Künstlers ist auf eine weiße Wand hinter einem kahlen Baum gesprüht und erweckt aus dem richtigen Blickwinkel den Anschein, der Baum trage Blätter.
Wie heute auf neuen Fotos zu sehen war, wurden zwei Streifen weißer Farbe über einen Teil des grünen Kunstwerks gemalt.  Das Grundstück rund um den Baum und die Fassade war nun mit einem Zaun abgesperrt.
Das Motiv war vor wenigen Tagen entdeckt worden. Am Montag bestätigte Banksy, dessen Identität unbekannt ist, seine Urheberschaft mit Fotos auf seinem Instagram-Account.
Am linken unteren Rand der Wand ist im typischen Stil ein Mensch zu sehen, der ein Sprühgerät in der Hand hält und das Werk betrachtet. Das lebendige Grün ähnelt demjenigen, das die Straßenschilder im Bezirk Islington haben.
Bereits mehrmals in Banksy-Werke eingegriffen
Es ist nicht das erste Mal, dass kurz nach der Veröffentlichung in ein Kunstwerk von Banksy eingegriffen wird. Kurz vor Weihnachten stahlen zwei Männer in London ein Stoppschild, auf das der Künstler drei Drohnen gemalt hatte.
Im südostenglischen Küstenort Margate wurde eine Hauswand abgebaut, auf die Banksy ein Motiv gesprüht hatte, und später in einer Londoner Ausstellung gezeigt.
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            US-Rapper Dr. Dre mit Stern auf „Walk of Fame“ geehrt
         
      

      
         
         
            Der US-Rapper und Musikproduzent Dr. Dre („The Next Episode“, „Forgot About Dre“) ist mit einem Stern in Hollywood (Kalifornien) verewigt worden.
Der neunfache Grammy-Preisträger enthüllte die Plakette gestern (Ortszeit) auf dem berühmten „Walk of Fame“ im Herzen der Filmmetropole. Dabei hatte er prominente Unterstützung aus der Hip-Hop-Szene. Rapper wie Eminem, 50 Cent und Snoop Dogg waren unter den vielen Gästen.
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Seiner Leidenschaft für Hip-Hop habe er eine unglaubliche Karriere zu verdanken, sagte Dr. Dre (59). Er schätze sich glücklich, genau mit dem, was er liebe, seinen Lebensunterhalt zu bestreiten. Als Heranwachsender in Compton habe er sich nie vorstellen können, einmal auf dem „Walk of Fame“ geehrt zu werden.
Auch als Produzent äußerst erfolgreich
Dr. Dre war 1965 im kalifornischen Compton als Andre Romell Young geboren worden. Der Vorort von Los Angeles ist vor allem für seine hohe Kriminalitätsrate bekannt. Dr. Dre wirkte schon während seiner Schulzeit als Rapper und DJ. Er begann dann, mit Gruppen wie World Class Wreckin’ Cru und N.W.A. erste Alben zu veröffentlichen und als Produzent zu arbeiten.
Er gründete mehrere Plattenlabels und brachte die erfolgreichen Soloalben „The Chronic“ (1992), „2001“ (1999) und „Compton“ (2015) heraus. Außerdem produzierte er unter anderen so erfolgreiche Kollegen wie Tupac Shakur (1971–1996), Snoop Dogg, Eminem, Kendrick Lamar und 50 Cent.
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            Karwoche: Liturgische Feiern in Wiens Kirchen
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            Spitalsmitarbeiter wollte angeblich an Kates Daten
         
      

      
         
         
            Mindestens ein Belegschaftsmitglied der Londoner Privatklinik, in der Prinzessin Kate  behandelt wurde, soll einem Medienbericht zufolge versucht haben, an ihren Krankenakt zu kommen. Das berichtete der britische „Mirror“ heute.
Der Datenschutzbeauftragte des Vereinigten Königreichs teilte laut britischer Nachrichtenagentur PA mit: „Wir können bestätigen, dass wir einen Bericht über eine Datenschutzverletzung erhalten haben.“ Die zur Verfügung gestellten Informationen würden bewertet. Weiteren Berichten zufolge wurde in der Londoner Klinik eine Untersuchung eingeleitet.
Die 42-jährige Kate war im Jänner wegen einer Operation in das Krankenhaus eingeliefert worden. Einzelheiten über Kates Zustand wurden nicht bekanntgegeben. Der Kensington-Palast erklärte nur, dass es sich nicht um eine Krebserkrankung handle.
Die Schwiegertochter von König Charles III. erholt sich nach Angaben des Palasts von einer Operation im Bauchraum. Ihre Abwesenheit hatte zuletzt für etliche Spekulationen gesorgt.
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            Weltglücksbericht: Österreich abgerutscht
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